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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 2. (1) Im Sinne dieses Bundesgesetzes gilt als 

 1. bis 2 unverändert 
 3. bis 30 unverändert 

§ 2. (1) Im Sinne dieses Bundesgesetzes gilt als 
 1. bis 2 unverändert 
  2a. Begegnungszone: eine Straße, deren Fahrbahn für die gemeinsame Nut-

zung durch Fahrzeuge und Fußgänger bestimmt ist, und die als solche 
gekennzeichnet ist; 

 3. bis 30 unverändert 
§ 8b. (1) In Tunneln, die mit einem Straßenverkehrszeichen gemäß § 53 

Abs. 1 Z 9e gekennzeichnet sind, ist es verboten, 
 1. rückwärts zu fahren und 
 2. umzukehren. 

(2) unverändert 

§ 8b. (1) In Tunneln, die mit einem Straßenverkehrszeichen gemäß § 53 
Abs. 1 Z 9g gekennzeichnet sind, ist es verboten, 
 1. rückwärts zu fahren und 
 2. umzukehren. 

(2) unverändert 
§ 23. (1) und (2) unverändert 
(2a) In Wohnstraßen ist das Parken von Kraftfahrzeugen nur an den dafür 

gekennzeichneten Stellen erlaubt. 
(3) bis (6) unverändert 

§ 23. (1) und (2) unverändert 
(2a) In Wohnstraßen und Begegnungszonen ist das Parken von Kraftfahr-

zeugen nur an den dafür gekennzeichneten Stellen erlaubt. 
(3) bis (6) unverändert 

§ 24. (1) bis (5b) unverändert 
(6) bis (8) unverändert 

§ 24. (1) bis (5b) unverändert 
(5c) Personen, die zur selbstständigen Ausübung des Hebammenberufs be-

rechtigt sind, dürfen bei einer Fahrt zur Leistung von Geburtshilfe das von ihnen 
selbst gelenkte Fahrzeug für die Dauer der Hilfeleistung auch auf einer Straßen-
stelle, auf der das Halten oder Parken verboten ist, abstellen, wenn in der unmit-
telbaren Nähe des Aufenthaltes der Patientin kein Platz frei ist, auf dem gehalten 
oder geparkt werden darf, und durch das Aufstellen des Fahrzeuges die Sicherheit 
des Verkehrs nicht beeinträchtigt wird. Während einer solchen Aufstellung ist das 
Fahrzeug mit einer Tafel, welche die Aufschrift „Hebamme im Dienst” und das 
Amtssiegel des Österreichischen Hebammengremiums tragen muss, zu kenn-
zeichnen. Außer in diesem Falle ist eine solche Kennzeichnung von Fahrzeugen 
verboten. 

(6) bis (8) unverändert 
§ 26a. (1) Die Lenker von Fahrzeugen des öffentlichen Sicherheitsdienstes, § 26a. (1) Die Lenker von Fahrzeugen des öffentlichen Sicherheitsdienstes, 
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der Militärstreife und der militärischen Nachrichtendienste sind bei Fahrten, so-
weit dies für die ordnungsgemäße Ausübung des Dienstes erforderlich ist, an 
Halte- und Parkverbote, an Geschwindigkeitsbeschränkungen, an Fahrverbote 
gemäß § 52 lit. a Z 1, Z 6a, Z 6b, Z 6c, Z 6d, Z 7a, Z 7b, Z 8a, Z 8b, und Z 8c und 
an die Verbote bezüglich des Zufahrens zum linken Fahrbahnrand nicht gebun-
den. Sie dürfen auch Fahrstreifen und Straßen für Omnibusse benützen. Sie dür-
fen dabei aber nicht Personen gefährden oder Sachen beschädigen. 

(1a) bis (4) unverändert 

des Entminungsdienstes, der Militärstreife und der militärischen Nachrichten-
dienste sind bei Fahrten, soweit dies für die ordnungsgemäße Ausübung des 
Dienstes erforderlich ist, an Halte- und Parkverbote, an Geschwindigkeitsbe-
schränkungen, an Fahrverbote gemäß § 52 lit. a Z 1, Z 6a, Z 6b, Z 6c, Z 6d, Z 7a, 
Z 7b, Z 8a, Z 8b, und Z 8c und an die Verbote bezüglich des Zufahrens zum lin-
ken Fahrbahnrand nicht gebunden. Sie dürfen auch Fahrstreifen und Straßen für 
Omnibusse benützen. Sie dürfen dabei aber nicht Personen gefährden oder Sa-
chen beschädigen. 

(1a) bis (4) unverändert 
§ 29b. Gehbehinderte Personen 

§ 29b. (1) Die Behörde hat Personen, die dauernd stark gehbehindert sind, 
auf deren Ansuchen einen Ausweis über diesen Umstand auszufolgen. Inhalt und 
Form des Ausweises hat der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Tech-
nologie durch Verordnung zu bestimmen. Bei Wegfall der dauernd starken Geh-
behinderung ist der Ausweis vom Inhaber der ausstellenden Behörde unverzüg-
lich abzuliefern; kommt der Inhaber dieser Verpflichtung nicht nach, so hat die 
Behörde den Ausweis zu entziehen. 

Menschen mit Behinderungen 
§ 29b. (1) Inhabern und Inhaberinnen eines Behindertenpasses nach dem 

Bundesbehindertengesetz, BGBl. Nr. 283/1990, die über die Zusatzeintragung 
„Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerender 
Gesundheitsschädigung oder Blindheit“ verfügen, ist als Nachweis über die Be-
rechtigungen nach Abs. 2 bis 4 auf Antrag vom Bundesamt für Soziales und Be-
hindertenwesen ein Ausweis auszufolgen. Die näheren Bestimmungen über die-
sen Ausweis sind durch Verordnung des Bundesministers für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz zu treffen. 

 (1a) (Verfassungsbestimmung) Die Ausfolgung und Einziehung eines Aus-
weises gemäß Abs. 1 kann unmittelbar durch Bundesbehörden besorgt werden. 

(2) bis (4) unverändert (2) bis (4) unverändert 
(5) Die Bestimmungen der Abs. 2 bis 4 gelten auch für Inhaber eines Aus-

weises, der von einer ausländischen Behörde oder Organisation ausgestellt wor-
den ist und der im wesentlichen einem Ausweis nach Abs. 1 entspricht. 

(5) Die Bestimmungen des Abs. 2 bis 4 gelten auch, wenn der Ausweis von 
einer ausländischen Behörde oder Organisation ausgestellt worden ist und im 
Wesentlichen einem Ausweis gemäß Anlage B der Verordnung über die Ausstel-
lung von Behindertenpässen, BGBl. Nr. 86/1991, in der zum Zeitpunkt des In-
krafttretens dieses Bundesgesetzes geltenden Fassung entspricht. 

 (6) Ausweise, die vor dem 1. Jänner 2001 ausgestellt worden sind und der 
Verordnung des Bundesministers für Verkehr vom 16. November 1976, BGBl. 
Nr. 655/1976, zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 80/1990, entsprechen, verlieren 
ihre Gültigkeit mit 31. Dezember 2015. Ausweise, die nach dem 1. Jänner 2001 
ausgestellt worden sind und der Verordnung des Bundesministers für Verkehr, 
Innovation und Technologie über den Ausweis für dauernd stark gehbehinderte 
Personen (Gehbehindertenausweisverordnung), BGBl. II Nr. 252/2000, entspre-
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chen, bleiben weiterhin gültig. 

§ 42. (1) bis (2b) unverändert 
(3) Von den im Abs. 1 und 2 angeführten Verboten sind Fahrten ausgenom-

men, die ausschließlich der Beförderung von Schlacht- oder Stechvieh, von Post-
sendungen sowie periodischen Druckwerken oder der Getränkeversorgung in 
Ausflugsgebieten, unaufschiebbaren Reparaturen an Kühlanlagen, dem Ab-
schleppdienst, der Pannenhilfe, dem Einsatz in Katastrophenfällen, dem Einsatz 
von Fahrzeugen des Straßenerhalters zur Aufrechterhaltung des Straßenverkehrs, 
dem Einsatz von Fahrzeugen des öffentlichen Sicherheitsdienstes, der Müllabfuhr 
oder dem Einsatz von Fahrzeugen eines Linienverkehrsunternehmens zur Auf-
rechterhaltung des regelmäßigen Linienverkehrs dienen, Fahrten mit Fahrzeugen 
nach Schaustellerart (§ 2 Abs. 1 Z 42 KFG 1967) sowie unaufschiebbare Fahrten 
mit Lastkraftwagen des Bundesheeres und mit selbstfahrenden landwirtschaftli-
chen Arbeitsmaschinen und Fahrten im Ortsgebiet an den letzten beiden Samsta-
gen vor dem 24. Dezember. 

(3a) bis (10) unverändert 

§ 42. (1) bis (2b) unverändert 
(3) Von den im Abs. 1 und 2 angeführten Verboten sind Fahrten ausgenom-

men, die ausschließlich der Beförderung von Schlacht- oder Stechvieh, von Post-
sendungen sowie periodischen Druckwerken oder der Getränkeversorgung in 
Ausflugsgebieten, unaufschiebbaren Reparaturen an Kühlanlagen oder von Ka-
nalgebrechen, dem Abschleppdienst, der Pannenhilfe, dem Einsatz in Katastro-
phenfällen, dem Einsatz von Fahrzeugen des Straßenerhalters zur Aufrechterhal-
tung des Straßenverkehrs, dem Einsatz von Fahrzeugen des öffentlichen Sicher-
heitsdienstes, der Müllabfuhr oder dem Einsatz von Fahrzeugen eines Linienver-
kehrsunternehmens zur Aufrechterhaltung des regelmäßigen Linienverkehrs die-
nen, Fahrten mit Fahrzeugen nach Schaustellerart (§ 2 Abs. 1 Z 42 KFG 1967) 
sowie unaufschiebbare Fahrten mit Lastkraftwagen des Bundesheeres, mit selbst-
fahrenden landwirtschaftlichen Arbeitsmaschinen, zur Durchführung humanitärer 
Hilfstransporte sowie Fahrten im Ortsgebiet an den letzten beiden Samstagen vor 
dem 24. Dezember. 

(3a) bis (10) unverändert 
§ 43. (1) lit. a bis c unverändert 

 d) für dauernd stark gehbehinderte Personen, die wegen ihrer Behinderung 
darauf angewiesen sind, das von ihnen selbst gelenkte Kraftfahrzeug oder 
ein Kraftfahrzeug, das sie als Mitfahrer benützen, in unmittelbarer Nähe 
ihrer Wohnung oder ihrer Arbeitsstätte oder in unmittelbarer Nähe von 
Gebäuden, die von solchen Personen in der Regel häufig besucht werden, 
wie etwa Invalidenämter, bestimmte Krankenhäuser oder Ambulatorien, 
Sozialversicherungseinrichtungen u. dgl., oder in unmittelbarer Nähe ei-
ner Fußgängerzone abstellen zu können, Straßenstellen für die unbedingt 
notwendige Zeit und Strecke zum Abstellen der betreffenden Kraftfahr-
zeuge durch ein Halteverbot freizuhalten. 

(1a) Sofern es sich nicht um Arbeitsfahrten im Sinne des § 27 Abs. 1 han-
delt, hat die Behörde zur Durchführung von Arbeiten auf oder neben einer Straße, 
die zwar vorhersehbar sind und entsprechend geplant werden können, bei denen 
aber die für die Arbeitsdurchführung erforderlichen Verkehrsregelungen örtlich 
und/oder zeitlich nicht genau vorherbestimmbar sind, durch Verordnung die aus 
Gründen der Sicherheit, Leichtigkeit oder Flüssigkeit des Verkehrs oder zur Si-

§ 43. (1) lit. a bis c unverändert 
 d) für Menschen mit Behinderungen, die wegen ihrer Behinderung darauf 

angewiesen sind, das von ihnen selbst gelenkte Kraftfahrzeug oder ein 
Kraftfahrzeug, das sie als Mitfahrer benützen, in unmittelbarer Nähe ih-
rer Wohnung oder ihrer Arbeitsstätte oder in unmittelbarer Nähe von Ge-
bäuden, die von solchen Personen in der Regel häufig besucht werden, 
wie etwa Invalidenämter, bestimmte Krankenhäuser oder Ambulatorien, 
Sozialversicherungseinrichtungen u. dgl., oder in unmittelbarer Nähe ei-
ner Fußgängerzone abstellen zu können, Straßenstellen für die unbedingt 
notwendige Zeit und Strecke zum Abstellen der betreffenden Kraftfahr-
zeuge durch ein Halteverbot freizuhalten. 

(1a) Sofern es sich nicht um Arbeitsfahrten im Sinne des § 27 Abs. 1 han-
delt, hat die Behörde zur Durchführung von Arbeiten auf oder neben einer Straße, 
die zwar vorhersehbar sind und entsprechend geplant werden können, bei denen 
aber die für die Arbeitsdurchführung erforderlichen Verkehrsregelungen örtlich 
und/oder zeitlich nicht genau vorherbestimmbar sind, durch Verordnung die aus 
Gründen der Sicherheit, Leichtigkeit oder Flüssigkeit des Verkehrs oder zur Si-
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cherheit der mit den Arbeiten beschäftigten Personen erforderlichen Verkehrsbe-
schränkungen, Verkehrsverbote und/oder Verkehrsgebote zu erlassen. In diesen 
Fällen sind die Organe des Bauführers ermächtigt, nach Maßgabe der Arbeits-
durchführung den örtlichen und zeitlichen Umfang der von der Behörde verord-
neten Verkehrsmaßnahmen durch die Anbringung oder Sichtbarmachung der 
betreffenden Straßenverkehrszeichen mit der Wirkung zu bestimmen, als ob der 
örtliche und zeitliche Umfang von der Behörde bestimmt worden wäre. Der Zeit-
punkt und der Ort (Bereich) der Anbringung (Sichtbarmachung) ist von den Or-
ganen des Bauführers in einem Aktenvermerk (§ 16 AVG 1950) festzuhalten. 

(2) bis (11) unverändert 

cherheit der mit den Arbeiten beschäftigten Personen erforderlichen Verkehrsbe-
schränkungen, Verkehrsverbote und/oder Verkehrsgebote zu erlassen. In diesen 
Fällen sind die Organe des Bauführers ermächtigt, nach Maßgabe der Arbeits-
durchführung den örtlichen und zeitlichen Umfang der von der Behörde verord-
neten Verkehrsmaßnahmen durch die Anbringung oder Sichtbarmachung der 
betreffenden Straßenverkehrszeichen mit der Wirkung zu bestimmen, als ob der 
örtliche und zeitliche Umfang von der Behörde bestimmt worden wäre. Der Zeit-
punkt und der Ort (Bereich) der Anbringung (Sichtbarmachung) ist von den Or-
ganen des Bauführers in einem Aktenvermerk (§ 16 des Allgemeinen Veraltungs-
strafgesetzes 1991 – AVG, BGBl. Nr. 51/1991) festzuhalten. 

(2) bis (11) unverändert 
§ 44. (1) bis (3) unverändert 
(4) Verordnungen, die sich durch ein Vorschriftszeichen ausdrücken lassen 

und für ein ganzes Ortsgebiet oder für Straßen mit bestimmten Merkmalen inner-
halb eines Ortsgebietes gelten, werden mit den entsprechenden Vorschriftszei-
chen und der etwa erforderlichen Zusatztafel in unmittelbarer Verbindung mit 
dem Hinweiszeichen “Ortstafel” gehörig kundgemacht. Der Zeitpunkt der erfolg-
ten Anbringung dieser Zeichen ist in einem Aktenvermerk (§ 16 Allgemeines 
Verwaltungsverfahrensgesetz 1950) festzuhalten. Solche Verordnungen sind im 
Ortsgebiet überdies ortsüblich zu verlautbaren. 

(5) unverändert 

§ 44. (1) bis (3) unverändert 
(4) Verordnungen, die sich durch ein Vorschriftszeichen ausdrücken lassen 

und für ein ganzes Ortsgebiet oder für Straßen mit bestimmten Merkmalen inner-
halb eines Ortsgebietes gelten, werden mit den entsprechenden Vorschriftszei-
chen und der etwa erforderlichen Zusatztafel in unmittelbarer Verbindung mit 
dem Hinweiszeichen “Ortstafel” gehörig kundgemacht. Der Zeitpunkt der erfolg-
ten Anbringung dieser Zeichen ist in einem Aktenvermerk (§ 16 des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 – AVG, BGBl. Nr. 51/1991) festzuhalten. 
Solche Verordnungen sind im Ortsgebiet überdies ortsüblich zu verlautbaren. 

(5) unverändert 
§ 44b. (1) und (2) unverändert 
(3) Von der Veranlassung oder Maßnahme und von deren Aufhebung ist die 

Behörde von der Dienststelle des nach Abs. 1 tätig gewordenen Organs unverzüg-
lich zu verständigen. Die Behörde hat diese Verständigungen in einem Akten-
vermerk (§ 16 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950) festzuhal-
ten. 

§ 44b. (1) und (2) unverändert 
(3) Von der Veranlassung oder Maßnahme und von deren Aufhebung ist die 

Behörde von der Dienststelle des nach Abs. 1 tätig gewordenen Organs unverzüg-
lich zu verständigen. Die Behörde hat diese Verständigungen in einem Akten-
vermerk (§ 16 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 – AVG, 
BGBl. Nr. 51/1991) festzuhalten. 

§ 48. (1) bis (4) unverändert 
(5) Der Abstand zwischen dem unteren Rand eines Straßenverkehrszeichens 

und der Fahrbahn darf bei seitlicher Anbringung nicht weniger als 0,60 m und nur 
in Ausnahmefällen mehr als 2,50 m, bei Anbringung oberhalb der Fahrbahn nicht 
weniger als 4,50 m und nur in Ausnahmefällen mehr als 5,50 m betragen, sofern 
sich aus den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes bei einzelnen Straßenver-

§ 48. (1) bis (4) unverändert 
(5) Der Abstand zwischen dem unteren Rand eines Straßenverkehrszeichens 

und der Fahrbahn darf bei seitlicher Anbringung nicht weniger als 0,60 m und nur 
in Ausnahmefällen mehr als 2,50 m, bei Anbringung oberhalb der Fahrbahn nicht 
weniger als 4,50 m und nur in Ausnahmefällen oder bei Verwendung beleuchteter 
Straßenverkehrszeichen mehr als 5,50 m betragen, sofern sich aus den Bestim-
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kehrszeichen nichts anderes ergibt. Bei seitlicher Anbringung darf der seitliche 
Abstand zwischen dem der Fahrbahn zunächst liegenden Rand eines Straßenver-
kehrszeichens und dem Fahrbahnrand im Ortsgebiet nicht weniger als 0,30 m und 
nur in Ausnahmefällen mehr als 2 m, auf Freilandstraßen nur in Ausnahmefällen 
weniger als 1 m und mehr als 2,50 m betragen. Sind auf einer Anbringungsvor-
richtung mehr als ein Straßenverkehrszeichen angebracht, so gelten bei unterei-
nander angebrachten Zeichen die Maßangaben bezüglich des Höhenabstandes für 
das untere Zeichen, bei nebeneinander angebrachten Zeichen die Maßangaben 
bezüglich des Seitenabstandes für das näher der Fahrbahn angebrachte Zeichen. 
Die weiteren Zeichen sind in einem solchen Fall entsprechend den Größenver-
hältnissen anzubringen. 

(6) unverändert 

mungen dieses Bundesgesetzes bei einzelnen Straßenverkehrszeichen nichts an-
deres ergibt. Bei seitlicher Anbringung darf der seitliche Abstand zwischen dem 
der Fahrbahn zunächst liegenden Rand eines Straßenverkehrszeichens und dem 
Fahrbahnrand im Ortsgebiet nicht weniger als 0,30 m und nur in Ausnahmefällen 
mehr als 2 m, auf Freilandstraßen nur in Ausnahmefällen weniger als 1 m und 
mehr als 2,50 m betragen. Sind auf einer Anbringungsvorrichtung mehr als ein 
Straßenverkehrszeichen angebracht, so gelten bei untereinander angebrachten 
Zeichen die Maßangaben bezüglich des Höhenabstandes für das untere Zeichen, 
bei nebeneinander angebrachten Zeichen die Maßangaben bezüglich des Seiten-
abstandes für das näher der Fahrbahn angebrachte Zeichen. Die weiteren Zeichen 
sind in einem solchen Fall entsprechend den Größenverhältnissen anzubringen. 

(6) unverändert 
§ 53. (1) Die Hinweiszeichen weisen auf verkehrswichtige Umstände hin. 

Hinweiszeichen sind die folgenden Zeichen: 
1a. bis 9d. unverändert 
9g. (Text und Zeichen unverändert wie bisher Z 9e) 

 10. bis 25. unverändert 

§ 53. (1) Die Hinweiszeichen weisen auf verkehrswichtige Umstände hin. 
Hinweiszeichen sind die folgenden Zeichen: 

1a. bis 9d. unverändert 
 9e. ´BEGEGNUNGSZONE’ 

  

 Dieses Zeichen zeigt den Beginn einer Begegnungszone an und bedeutet, dass 
hier die besonderen Bestimmungen des § 76c gelten. Wurde in der Be-
gegnungszone die erlaubte Höchstgeschwindigkeit gemäß § 76c Abs. 6 
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auf 30 km/h erhöht, ist auf dem Zeichen die Zahl „20“ durch die Zahl 
„30“ zu ersetzen. 

 9f. ‚ENDE EINER BEGEGNUNGSZONE’ 

  

 Dieses Zeichen zeigt das Ende einer Begegnungszone an und bedeutet, 
dass die besonderen Bestimmungen des § 76c nun nicht mehr gelten. Wurde 
in der Begegnungszone die erlaubte Höchstgeschwindigkeit gemäß § 76c 
Abs. 6 auf 30 km/h erhöht, ist auf dem Zeichen die Zahl „20“ durch die 
Zahl „30“ zu ersetzen.“ 

 9g. (Text und Zeichen unverändert wie bisher 9e) 
 10. bis 25. unverändert 
 „26. ‚FAHRRADSTRASSE’ 
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 Dieses Zeichen zeigt den Beginn einer Fahrradstraße an und bedeutet, 
dass hier die besonderen Bestimmungen des § 67 gelten. 

 27. ‚RADWEG OHNE BENÜTZUNGSPFLICHT’ 

  

 Dieses Zeichen zeigt einen Radweg an, der von Radfahrern benützt wer-
den darf, aber nicht muss. 

 28. ‚GEH- UND RADWEG OHNE BENÜTZUNGSPFLICHT’ 
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 a)  

 b)  

 Diese Zeichen zeigen einen Geh- und Radweg an, der von Radfahrern 
benützt werden darf, aber nicht muss, und zwar ein Zeichen nach a) einen 
für die gemeinsame Benützung durch Fußgänger und Radfahrer bestimmten 
Geh- und Radweg und ein Zeichen nach b) einen Geh- und Radweg, bei 
dem der Fußgänger- und Fahrradverkehr getrennt geführt werden, wobei die 
Symbole im Zeichen nach b) der tatsächlichen Verkehrsführung entspre-
chend anzuordnen sind (Fußgänger rechts, Fahrrad links oder umgekehrt). 

 29. ‚ENDE EINER FAHRRADSTRASSE, EINES RADWEGS ODER 
GEH- UND RADWEGS OHNE BENÜTZUNGSPFLICHT’ 
 Ein roter Querbalken von links unten nach rechts oben in den Zeichen 
nach Z 26, 27 und 28 zeigt das Ende der jeweiligen Fahrradstraße oder 
Radfahranlage an. 

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 

 

 
2109 der B

eilagen X
X

IV
. G

P - R
egierungsvorlage - Textgegenüberstellung 

9 von 20 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 67. (entfallen) Fahrradstraße 

§ 67. (1) Die Behörde kann, wenn es der Sicherheit, Leichtigkeit oder Flüs-
sigkeit des Verkehrs, insbesondere des Fahrradverkehrs, oder der Entflechtung 
des Verkehrs dient oder aufgrund der Lage, Widmung oder Beschaffenheit eines 
Gebäudes oder Gebietes im öffentlichen Interesse gelegen ist, durch Verordnung 
Straßen oder Straßenabschnitte dauernd oder zeitweilig zu Fahrradstraßen erklä-
ren. In einer solchen Fahrradstraße ist außer dem Fahrradverkehr jeder Fahrzeug-
verkehr verboten; ausgenommen davon ist das Befahren mit den in § 76a Abs. 5 
genannten Fahrzeugen sowie das Befahren zum Zweck des Zu- und Abfahrens. 

(2) Die Behörde kann in der Verordnung nach Abs. 1 nach Maßgabe der Er-
fordernisse und unter Bedachtnahme auf die örtlichen Gegebenheiten bestimmen, 
dass die Fahrradstraße auch mit anderen als den in Abs. 1 genannten Fahrzeugen 
dauernd oder zu bestimmten Zeiten befahren werden darf; das Queren von Fahr-
radstraßen ist jedenfalls erlaubt. 

(3) Die Lenker von Fahrzeugen dürfen in Fahrradstraßen nicht schneller als 
30 km/h fahren. Radfahrer dürfen weder gefährdet noch behindert werden. 

(4) Für die Kundmachung einer Verordnung nach Abs. 1 gelten die Bestim-
mungen des § 44 Abs. 1 mit der Maßgabe, dass am Anfang und am Ende einer 
Fahrradstraße die betreffenden Hinweiszeichen (§ 53 Abs. 1 Z 26 und 29) anzu-
bringen sind. 

§ 68. (1) unverändert 
(2) Radfahrer dürfen nur auf Radwegen und in Wohnstraßen sowie auf sons-

tigen Straßen mit öffentlichem Verkehr bei Trainingsfahrten mit Rennfahrrädern 
nebeneinander fahren; beim Nebeneinanderfahren darf nur der äußerste rechte 
Fahrstreifen benützt werden. 

(3) Es ist verboten, 
 a) bis c) unverändert 
 d) beim Radfahren andere Fahrzeuge oder Kleinfahrzeuge mitzuführen. 

(3a) bis (6) unverändert 

§ 68. (1) unverändert 
(1a) Wenn es der Leichtigkeit und Flüssigkeit des Fahrradverkehrs dient und 

aus Gründen der Leichtigkeit und Flüssigkeit des übrigen Verkehrs sowie der 
Verkehrssicherheit keine Bedenken dagegen bestehen, kann die Behörde bestim-
men, dass abweichend von Abs. 1 von Radfahrern mit einspurigen Fahrrädern 
ohne Anhänger ein Radweg oder ein Geh- und Radweg benützt werden darf, aber 
nicht muss. 

(2) Radfahrer dürfen nur auf Radwegen, in Fahrradstraßen, in Wohnstraßen, 
in Begegnungszonen sowie – auf sonstigen Straßen mit öffentlichem Verkehr – 
bei Trainingsfahrten mit Rennfahrrädern nebeneinander fahren; beim Nebenei-
nanderfahren darf nur der äußerste rechte Fahrstreifen benützt werden. In Fuß-
gängerzonen dürfen Radfahrer nebeneinander fahren, wenn das Befahren der 
Fußgängerzone mit Fahrrädern erlaubt ist. 
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(3) Es ist verboten, 

 a) bis c) unverändert 
 d) beim Radfahren andere Fahrzeuge oder Kleinfahrzeuge mitzuführen, 
 e) während des Radfahrens ohne Benützung einer Freisprecheinrichtung zu 

telefonieren; hinsichtlich der Anforderungen für Freisprecheinrichtungen 
gilt § 102 Abs. 3 KFG 1967. 

(3a) bis (6) unverändert 
 Begegnungszonen 

§ 76c. (1) Die Behörde kann, wenn es der Sicherheit, Leichtigkeit oder Flüs-
sigkeit des Verkehrs, insbesondere des Fußgängerverkehrs, dient, oder aufgrund 
der Lage, Widmung oder Beschaffenheit eines Gebäudes oder Gebietes ange-
bracht erscheint, durch Verordnung Straßen, Straßenstellen oder Gebiete dauernd 
oder zeitweilig zu Begegnungszonen erklären. 

(2) In Begegnungszonen dürfen die Lenker von Fahrzeugen Fußgänger we-
der gefährden noch behindern, haben von ortsgebundenen Gegenständen oder 
Einrichtungen einen der Verkehrssicherheit entsprechenden seitlichen Abstand 
einzuhalten und dürfen nur mit einer Geschwindigkeit von höchstens 20 km/h 
fahren. Lenker von Kraftfahrzeugen dürfen auch Radfahrer weder gefährden noch 
behindern. 

(3) In Begegnungszonen dürfen Fußgänger die gesamte Fahrbahn benützen. 
Sie dürfen den Fahrzeugverkehr jedoch nicht mutwillig behindern. 

(4) Die Anbringung von Schwellen, Rillen, Bordsteinen und dergleichen 
sowie von horizontalen baulichen Einrichtungen ist in verkehrsgerechter Gestal-
tung zulässig, wenn dadurch die Verkehrssicherheit gefördert oder die Einhaltung 
der erlaubten Höchstgeschwindigkeit unterstützt wird. 

(5) Für die Kundmachung einer Verordnung nach Abs. 1 gelten die Bestim-
mungen des § 44 Abs. 1 mit der Maßgabe, dass am Anfang und am Ende einer 
Begegnungszone die betreffenden Hinweiszeichen (§ 53 Abs. 1 Z 9e bzw. 9f) 
anzubringen sind. 

(6) Wenn es der Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs dient und aus 
Gründen der Sicherheit des Verkehrs keine Bedenken dagegen bestehen, kann die 
Behörde in der Verordnung nach Abs. 1 die erlaubte Höchstgeschwindigkeit auf 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
30 km/herhöhen. 

§ 83. (1) unverändert 
(2) Wenn in einer Fußgängerzone oder in einer Wohnstraße kein Gehsteig 

vorhanden ist, so gilt die Maßangabe nach Abs. 1 lit. c bezüglich eines Gehsteiges 
für einen 1,5 m breiten Streifen entlang der Häuserfronten, für den übrigen Teil 
der Fußgängerzone oder Wohnstraße gilt die Angabe bezüglich der Fahrbahn. 

§ 83. (1) unverändert 
(2) Wenn in einer Fußgängerzone, in einer Wohnstraße oder in einer Begeg-

nungszone kein Gehsteig vorhanden ist, so gilt die Maßangabe nach Abs. 1 lit. c 
bezüglich eines Gehsteiges für einen 1,5 m breiten Streifen entlang der Häuser-
fronten, für den übrigen Teil der Fußgängerzone, Wohnstraße oder Begegnungs-
zone gilt die Angabe bezüglich der Fahrbahn. 

§ 88a. (1) Das Rollschuhfahren ist auf Gehsteigen, Gehwegen und Schutz-
wegen erlaubt. Das Befahren der Fahrbahn mit Rollschuhen in der Längsrichtung 
ist verboten; ausgenommen von diesem Verbot sind: 
 1. unverändert 
 2. Wohnstraßen und Fußgängerzonen, 
 3. und 4. unverändert 

(2) unverändert 
(3) Rollschuhfahrer haben sich so zu verhalten, dass andere Verkehrsteil-

nehmer weder gefährdet noch behindert werden; insbesondere haben sie ihre 
Geschwindigkeit auf Gehsteigen, Gehwegen, Schutzwegen, in Fußgängerzonen 
und in Wohnstraßen dem Fußgängerverkehr anzupassen. Abgesehen von Abs. 2 
haben Rollschuhfahrer die für Fußgänger geltenden Verhaltensvorschriften zu 
beachten. 

(4) unverändert 

§ 88a. (1) Das Rollschuhfahren ist auf Gehsteigen, Gehwegen und Schutz-
wegen erlaubt. Das Befahren der Fahrbahn mit Rollschuhen in der Längsrichtung 
ist verboten; ausgenommen von diesem Verbot sind: 
 1. unverändert 
 2. Wohnstraßen, Begegnungszonen und Fußgängerzonen, 
 3. und 4. unverändert 

(2) unverändert 
(3) Rollschuhfahrer haben sich so zu verhalten, dass andere Verkehrsteil-

nehmer weder gefährdet noch behindert werden; insbesondere haben sie ihre 
Geschwindigkeit auf Gehsteigen, Gehwegen, Schutzwegen, in Fußgängerzonen, 
in Wohnstraßen und in Begegnungszonen dem Fußgängerverkehr anzupassen. 
Abgesehen von Abs. 2 haben Rollschuhfahrer die für Fußgänger geltenden Ver-
haltensvorschriften zu beachten. 

(4) unverändert 
§ 89a. (1) bis (4) unverändert 
(5) Sofern der Gegenstand noch nicht übernommen worden ist, hat die Be-

hörde innerhalb einer Frist von einer Woche nach dem Entfernen des Gegenstan-
des den Eigentümer, im Falle des Entfernen eines zum Verkehr zugelassenen 
Kraftfahrzeuges oder Anhängers jedoch den Zulassungsbesitzer, durch Zustellung 
zu eigenen Handen (§ 24 AVG 1950) aufzufordern, den Gegenstand innerhalb 
einer Frist von sechs Monaten, einen im letzten Satz des Abs. 2 genannten Ge-
genstand aber innerhalb einer Frist von zwei Monaten, gerechnet vom Tage der 
Zustellung, zu übernehmen. Die Bestimmung des § 29 AVG 1950 über die Zu-
stellung an Personen, deren Wohnung unbekannt ist, gilt in diesem Falle sinnge-
mäß, wenn die Person, an welche die Aufforderung zu richten wäre, nicht festge-

§ 89a. (1) bis (4) unverändert 
(5) Sofern der Gegenstand noch nicht übernommen worden ist, hat die Be-

hörde innerhalb einer Frist von einer Woche nach dem Entfernen des Gegenstan-
des den Eigentümer, im Falle des Entfernen eines zum Verkehr zugelassenen 
Kraftfahrzeuges oder Anhängers jedoch den Zulassungsbesitzer, durch Zustellung 
zu eigenen Handen (§ 22 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 
– AVG, BGBl. Nr. 51/1991) aufzufordern, den Gegenstand innerhalb einer Frist 
von sechs Monaten, einen im letzten Satz des Abs. 2 genannten Gegenstand aber 
innerhalb einer Frist von zwei Monaten, gerechnet vom Tage der Zustellung, zu 
übernehmen. Kann die Person, an welche die Aufforderung zu richten wäre, nicht 
festgestellt werden, ist § 25 des Zustellgesetzes – ZustG, BGBl. Nr. 200/1982, 
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stellt werden kann. 

(6) bis (8) unverändert 
sinngemäß anzuwenden. 

(6) bis (8) unverändert 
§ 90. (1) bis (3) unverändert § 90. (1) bis (3) unverändert 

(4) Der Antragsteller hat dem Antrag sämtliche Unterlagen beizulegen, die 
erforderlich sind, damit die Behörde das Vorliegen der Voraussetzungen gemäß 
Abs. 1 beurteilen kann. 

§ 92. (1) unverändert 
(2) Die Besitzer oder Verwahrer von Hunden haben dafür zu sorgen, dass 

diese Gehsteige und Gehwege sowie Fußgängerzonen und Wohnstraßen nicht 
verunreinigen. 

(3) unverändert 

§ 92. (1) unverändert 
(2) Die Besitzer oder Verwahrer von Hunden haben dafür zu sorgen, dass 

diese Gehsteige, Gehwege, Geh- und Radwege, Fußgängerzonen, Wohnstraßen 
und Begegnungszonen nicht verunreinigen. 

(3) unverändert 
§ 94b. (1) unverändert 
(2) Die Bezirksverwaltungsbehörde ist ferner Behörde im Sinne dieses Bun-

desgesetzes für Personen, die ihren Hauptwohnsitz im örtlichen Wirkungsbereich 
der Behörde haben 
 a) für die Ausstellung eines Gehbehindertenausweises nach § 29b Abs. 1 

und 
 b) für die Erteilung einer Bewilligung sowie die Ausstellung eines Radfahr-

ausweises nach § 65 Abs. 2. 

§ 94b. (1) unverändert 
(2) Die Bezirksverwaltungsbehörde ist ferner Behörde im Sinne dieses Bun-

desgesetzes für Personen, die ihren Hauptwohnsitz im örtlichen Wirkungsbereich 
der Behörde haben 
 a) entfällt 
 b) für die Erteilung einer Bewilligung sowie die Ausstellung eines Radfahr-

ausweises nach § 65 Abs. 2. 

§ 94d. Sofern der Akt der Vollziehung nur für das Gebiet der betreffenden 
Gemeinde wirksam werden und sich auf Straßen, die nach den Rechtsvorschriften 
weder als Autobahnen, Autostraßen, Bundesstraßen oder Landesstraßen gelten 
noch diesen Straßen gleichzuhalten sind, beziehen soll, sind folgende Angelegen-
heiten von der Gemeinde im eigenen Wirkungsbereich zu besorgen: 
 1. bis 3a. unverändert 
 4. die Erlassung von Verordnungen nach § 43, mit denen 
 a) Beschränkungen für das Halten und Parken, 
 b) ein Hupverbot, 
 c) ein Benützungsverbot für Radfahranlagen durch Rollschuhfahrer oder 
 d) Geschwindigkeitsbeschränkungen 

erlassen werden, 

§ 94d. Sofern der Akt der Vollziehung nur für das Gebiet der betreffenden 
Gemeinde wirksam werden und sich auf Straßen, die nach den Rechtsvorschriften 
weder als Autobahnen, Autostraßen, Bundesstraßen oder Landesstraßen gelten 
noch diesen Straßen gleichzuhalten sind, beziehen soll, sind folgende Angelegen-
heiten von der Gemeinde im eigenen Wirkungsbereich zu besorgen: 
 1. bis 3a. unverändert 
 4. die Erlassung von Verordnungen nach § 43, mit denen 
 a) Beschränkungen für das Halten und Parken, 
 b) ein Hupverbot, 
 c) ein Benützungsverbot für Radfahranlagen durch Rollschuhfahrer, 
 d) Geschwindigkeitsbeschränkungen oder 
 e) sonstige aufgrund einer gemäß Z. 7a erteilten Bewilligung erforderli-

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 

 

 
2109 der B

eilagen X
X

IV
. G

P - R
egierungsvorlage - Textgegenüberstellung 

13 von 20 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 5. bis 8a. unverändert 
 9. bis 20. unverändert 

che Verkehrsverbote und Verkehrsbeschränkungen 
 erlassen werden, 

 5. bis 8a. unverändert 
 8b. die Bestimmung von Fahrradstraßen einschließlich der Bewilligung von 

Ausnahmen für Fahrradstraßen (§67), 
 8c. die Bestimmung von Begegnungszonen (§ 76c), 
 9. bis 20. unverändert 

§ 98. (1) Der Straßenerhalter ist in jedem nach den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes durchzuführenden Verfahren Partei im Sinne des § 8 des Allge-
meinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950; dies gilt jedoch nicht für Verfahren 
nach § 59 über das Verbot des Lenkens von Fahrzeugen, nach § 65 über die Be-
willigung der Benützung von Fahrrädern durch Personen unter 12 Jahren, nach 
§ 99 über die Bestrafung von Übertretungen straßenpolizeilicher Vorschriften, es 
sei denn, dass auch über privatrechtliche Ansprüche des Straßenerhalters zu ent-
scheiden ist (§ 100 Abs. 6) und nach § 101 über die Verpflichtung zur Teilnahme 
am Verkehrsunterricht. Vor Erlassung einer Verordnung auf Grund dieses Bun-
desgesetzes hat die Behörde den Straßenerhalter anzuhören, es sei denn, dass 
Gefahr im Verzuge ist und er nicht rechtzeitig beteiligt werden kann. Vom Inhalt 
der Verordnung ist er in jedem Falle in Kenntnis zu setzen. 

(2) bis (4) unverändert 

§ 98. (1) Der Straßenerhalter ist in jedem nach den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes durchzuführenden Verfahren Partei im Sinne des § 8 des Allge-
meinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 – AVG, BGBl. Nr. 51/1991; dies 
gilt jedoch nicht für Verfahren nach § 59 über das Verbot des Lenkens von Fahr-
zeugen, nach § 65 über die Bewilligung der Benützung von Fahrrädern durch 
Personen unter 12 Jahren, nach § 99 über die Bestrafung von Übertretungen stra-
ßenpolizeilicher Vorschriften, es sei denn, dass auch über privatrechtliche An-
sprüche des Straßenerhalters zu entscheiden ist (§ 100 Abs. 6) und nach § 101 
über die Verpflichtung zur Teilnahme am Verkehrsunterricht. Vor Erlassung 
einer Verordnung auf Grund dieses Bundesgesetzes hat die Behörde den Straßen-
erhalter anzuhören, es sei denn, dass Gefahr im Verzuge ist und er nicht rechtzei-
tig beteiligt werden kann. Vom Inhalt der Verordnung ist er in jedem Falle in 
Kenntnis zu setzen. 

(2) bis (4) unverändert 
§99. (1) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe 

von 1600 Euro bis 5900 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Arrest von 
zwei bis sechs Wochen, zu bestrafen, 
 a) wer ein Fahrzeug lenkt oder in Betrieb nimmt, obwohl der Alkoholgehalt 

seines Blutes 1,6 g/l (1,6 Promille) oder mehr oder der Alkoholgehalt 
seiner Atemluft 0,8 mg/l oder mehr beträgt, 

 b) wer sich bei Vorliegen der in § 5 bezeichneten Voraussetzungen weigert, 
seine Atemluft auf Alkoholgehalt untersuchen oder sich vorführen zu 
lassen, oder sich bei Vorliegen der bezeichneten Voraussetzungen nicht 
der ärztlichen Untersuchung unterzieht, 

 c) (Verfassungsbestimmung) wer sich bei Vorliegen der im § 5 bezeichne-
ten Voraussetzungen weigert, sich Blut abnehmen zu lassen. 

§99. (1) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe 
von 1600 Euro bis 5900 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe 
von zwei bis sechs Wochen, zu bestrafen, 
 a) wer ein Fahrzeug lenkt oder in Betrieb nimmt, obwohl der Alkoholgehalt 

seines Blutes 1,6 g/l (1,6 Promille) oder mehr oder der Alkoholgehalt 
seiner Atemluft 0,8 mg/l oder mehr beträgt, 

 b) wer sich bei Vorliegen der in § 5 bezeichneten Voraussetzungen weigert, 
seine Atemluft auf Alkoholgehalt untersuchen oder sich vorführen zu 
lassen, oder sich bei Vorliegen der bezeichneten Voraussetzungen nicht 
der ärztlichen Untersuchung unterzieht, 

 c) (Verfassungsbestimmung) wer sich bei Vorliegen der im § 5 bezeichne-
ten Voraussetzungen weigert, sich Blut abnehmen zu lassen. 
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(1a) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe von 

1200 Euro bis 4400 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Arrest von zehn 
Tagen bis sechs Wochen, zu bestrafen, wer ein Fahrzeug lenkt oder in Betrieb 
nimmt, obwohl der Alkoholgehalt seines Blutes 1,2 g/l (1,2 Promille) oder mehr, 
aber weniger als 1,6 g/l (1,6 Promille) oder der Alkoholgehalt seiner Atemluft 0,6 
mg/l oder mehr, aber weniger als 0,8 mg/l beträgt. 

(1b) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe von 
800 Euro bis 3700 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Arrest von einer bis 
sechs Wochen, zu bestrafen, wer in einem durch Alkohol oder Suchtgift beein-
trächtigten Zustand ein Fahrzeug lenkt oder in Betrieb nimmt. 

(2) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe von 
36 Euro bis 2 180 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Arrest von 24 Stun-
den bis sechs Wochen, zu bestrafen, 
 a) der Lenker eines Fahrzeuges, dessen Verhalten am Unfallsort mit einem 

Verkehrsunfall in ursächlichem Zusammenhang steht, sofern er den Best-
immungen des § 4 Abs. 1 und 2 zuwiderhandelt, insbesondere nicht an-
hält, nicht Hilfe leistet oder herbeiholt oder nicht die nächste Polizei-
dienststelle verständigt, 

 b) (Anm.: Aufgehoben durch Abs. 1 VfGH, BGBl. Nr. 228/1963.) 
 c) wer als Lenker eines Fahrzeuges, zB beim Überholen, als Wartepflichti-

ger oder in Hinblick auf eine allgemeine oder durch Straßenverkehrszei-
chen kundgemachte Geschwindigkeitsbeschränkung, unter besonders ge-
fährlichen Verhältnissen oder mit besonderer Rücksichtslosigkeit gegen-
über anderen Straßenbenützern gegen die Vorschriften dieses Bundesge-
setzes oder der auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnun-
gen verstößt, sofern nicht eine Übertretung nach Abs. 2d oder 2e vor-
liegt, 

 d) wer im Bereich von Fahrbahnkuppen oder von unübersichtlichen Kurven 
auf einem von den Lenkern herannahender Fahrzeuge zu benützenden 
Fahrstreifen oder auf Vorrangstraßen außerhalb des Ortsgebietes bei 
starkem Nebel oder bei sonstiger erheblicher Sichtbehinderung hält oder 
parkt (§ 24 Abs. 1) oder wer ein Verkehrshindernis nicht kennzeichnet 
(§ 89), 

 e) wer Einrichtungen zur Regelung und Sicherung des Verkehrs unbefugt 

(1a) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe von 
1200 Euro bis 4400 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe von 
zehn Tagen bis sechs Wochen, zu bestrafen, wer ein Fahrzeug lenkt oder in Be-
trieb nimmt, obwohl der Alkoholgehalt seines Blutes 1,2 g/l (1,2 Promille) oder 
mehr, aber weniger als 1,6 g/l (1,6 Promille) oder der Alkoholgehalt seiner Atem-
luft 0,6 mg/l oder mehr, aber weniger als 0,8 mg/l beträgt. 

(1b) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe von 
800 Euro bis 3700 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe von 
einer bis sechs Wochen, zu bestrafen, wer in einem durch Alkohol oder Suchtgift 
beeinträchtigten Zustand ein Fahrzeug lenkt oder in Betrieb nimmt. 

(2) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe von 
36 Euro bis 2 180 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe von 
24 Stunden bis sechs Wochen, zu bestrafen, 
 a) der Lenker eines Fahrzeuges, dessen Verhalten am Unfallsort mit einem 

Verkehrsunfall in ursächlichem Zusammenhang steht, sofern er den Best-
immungen des § 4 Abs. 1 und 2 zuwiderhandelt, insbesondere nicht an-
hält, nicht Hilfe leistet oder herbeiholt oder nicht die nächste Polizei-
dienststelle verständigt, 

 b) (Anm.: Aufgehoben durch Abs. 1 VfGH, BGBl. Nr. 228/1963.) 
 c) wer als Lenker eines Fahrzeuges, zB beim Überholen, als Wartepflichti-

ger oder in Hinblick auf eine allgemeine oder durch Straßenverkehrszei-
chen kundgemachte Geschwindigkeitsbeschränkung, unter besonders ge-
fährlichen Verhältnissen oder mit besonderer Rücksichtslosigkeit gegen-
über anderen Straßenbenützern gegen die Vorschriften dieses Bundesge-
setzes oder der auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnun-
gen verstößt, sofern nicht eine Übertretung nach Abs. 2d oder 2e vor-
liegt, 

 d) wer im Bereich von Fahrbahnkuppen oder von unübersichtlichen Kurven 
auf einem von den Lenkern herannahender Fahrzeuge zu benützenden 
Fahrstreifen oder auf Vorrangstraßen außerhalb des Ortsgebietes bei 
starkem Nebel oder bei sonstiger erheblicher Sichtbehinderung hält oder 
parkt (§ 24 Abs. 1) oder wer ein Verkehrshindernis nicht kennzeichnet 
(§ 89), 

 e) wer Einrichtungen zur Regelung und Sicherung des Verkehrs unbefugt 
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anbringt, entfernt, verdeckt oder in ihrer Lage oder Bedeutung verändert 
oder solche Einrichtungen beschädigt, es sei denn, die Beschädigung ist 
bei einem Verkehrsunfall entstanden und die nächste Polizeidienststelle 
oder der Straßenerhalter ist von der Beschädigung unter Bekanntgabe der 
Identität des Beschädigers ohne unnötigen Aufschub verständigt worden, 

 f) wer ein Fahrzeug lenkt, obwohl ihm dies gemäß § 59 verboten ist. 
(2a) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe von 

218 Euro bis 2 180 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Arrest von 48 
Stunden bis sechs Wochen zu bestrafen, wer als Lenker eines Fahrzeuges gegen 
die Fahrverbote des § 42 oder einer auf Grund des § 42 erlassenen Fahrverbots-
verordnung verstößt. 

(2b) Wer als Lenker eines Fahrzeuges die in Abs. 2a genannte Verwaltungs-
übertretung innerhalb von 2 Stunden ab Beginn des jeweiligen Fahrverbotes 
begeht, ist mit einer Geldstrafe bis zu 726 Euro, im Falle ihrer Uneinbringlichkeit 
mit Arrest bis zu zwei Wochen zu bestrafen. 

(2c) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe von 
72 Euro bis 2 180 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Arrest von 24 Stun-
den bis sechs Wochen, zu bestrafen, wer als Lenker eines Fahrzeuges 
 1. Fußgänger, die Schutzwege vorschriftsmäßig benützen, gefährdet, 
 2. Radfahrer, die Radfahrerüberfahrten vorschriftsmäßig benützen, gefähr-

det, 
 3. Fußgänger, die Schutzwege vorschriftsmäßig benützen oder Radfahrer, 

die Radfahrerüberfahrten vorschriftsmäßig benützen, behindert, 
 4. den erforderlichen Sicherheitsabstand zum nächsten vor ihm fahrenden 

Fahrzeug gemäß § 18 Abs. 1 nicht einhält, sofern der zeitliche Sicher-
heitsabstand 0,2 Sekunden oder mehr, aber weniger als 0,4 Sekunden be-
trägt, 

 5. unter Nichtbeachtung des Vorschriftszeichens “Halt” gegen § 19 Abs. 7 
verstößt, 

 6. bei rotem Licht nicht anhält und dadurch Lenker von Fahrzeugen, für die 
gemäß § 38 Abs. 4 auf Grund grünen Lichts “Freie Fahrt” gilt, zu un-
vermitteltem Bremsen oder zum Ablenken ihrer Fahrzeuge nötigt, 

 7. verbotenerweise den Pannenstreifen auf der Autobahn mit einem mehr-

anbringt, entfernt, verdeckt oder in ihrer Lage oder Bedeutung verändert 
oder solche Einrichtungen beschädigt, es sei denn, die Beschädigung ist 
bei einem Verkehrsunfall entstanden und die nächste Polizeidienststelle 
oder der Straßenerhalter ist von der Beschädigung unter Bekanntgabe der 
Identität des Beschädigers ohne unnötigen Aufschub verständigt worden, 

 f) wer ein Fahrzeug lenkt, obwohl ihm dies gemäß § 59 verboten ist. 
(2a) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe von 

218 Euro bis 2 180 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe von 
48 Stunden bis sechs Wochen zu bestrafen, wer als Lenker eines Fahrzeuges 
gegen die Fahrverbote des § 42 oder einer auf Grund des § 42 erlassenen Fahr-
verbotsverordnung verstößt. 

(2b) Wer als Lenker eines Fahrzeuges die in Abs. 2a genannte Verwaltungs-
übertretung innerhalb von 2 Stunden ab Beginn des jeweiligen Fahrverbotes 
begeht, ist mit einer Geldstrafe bis zu 726 Euro, im Falle ihrer Uneinbringlichkeit 
mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Wochen zu bestrafen. 

(2c) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe von 
72 Euro bis 2 180 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe von 
24 Stunden bis sechs Wochen, zu bestrafen, wer als Lenker eines Fahrzeuges 
 1. Fußgänger, die Schutzwege vorschriftsmäßig benützen, gefährdet, 
 2. Radfahrer, die Radfahrerüberfahrten vorschriftsmäßig benützen, gefähr-

det, 
 3. Fußgänger, die Schutzwege vorschriftsmäßig benützen oder Radfahrer, 

die Radfahrerüberfahrten vorschriftsmäßig benützen, behindert, 
 4. den erforderlichen Sicherheitsabstand zum nächsten vor ihm fahrenden 

Fahrzeug gemäß § 18 Abs. 1 nicht einhält, sofern der zeitliche Sicher-
heitsabstand 0,2 Sekunden oder mehr, aber weniger als 0,4 Sekunden be-
trägt, 

 5. unter Nichtbeachtung des Vorschriftszeichens “Halt” gegen § 19 Abs. 7 
verstößt, 

 6. bei rotem Licht nicht anhält und dadurch Lenker von Fahrzeugen, für die 
gemäß § 38 Abs. 4 auf Grund grünen Lichts “Freie Fahrt” gilt, zu un-
vermitteltem Bremsen oder zum Ablenken ihrer Fahrzeuge nötigt, 

 7. verbotenerweise den Pannenstreifen auf der Autobahn mit einem mehr-
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spurigen Kraftfahrzeug befährt, wenn damit eine Behinderung von Ein-
satzfahrzeugen, Fahrzeugen des Straßendienstes, der Straßenaufsicht o-
der des Pannendienstes verbunden ist, 

 8. verbotenerweise den Pannenstreifen auf der Autobahn mit einem einspu-
rigen Kraftfahrzeug befährt, wenn damit eine Behinderung von Einsatz-
fahrzeugen, Fahrzeugen des Straßendienstes, der Straßenaufsicht oder 
des Pannendienstes verbunden ist, 

 9. trotz Vorliegens der Voraussetzungen keine Rettungsgasse bildet, wenn 
damit eine Behinderung von Einsatzfahrzeugen, Fahrzeugen des Stra-
ßendienstes oder Fahrzeugen des Pannendienstes verbunden ist, 

 10. verbotenerweise eine Rettungsgasse befährt, wenn damit eine Behinde-
rung von Einsatzfahrzeugen, Fahrzeugen des Straßendienstes oder Fahr-
zeugen des Pannendienstes verbunden ist. 

(2d) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe von 70 
bis 2180 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Arrest von 24 Stunden bis zu 
sechs Wochen, zu bestrafen, wer die zulässige Höchstgeschwindigkeit um mehr 
als 30 km/h überschreitet. 

(2e) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe von 
150 bis 2180 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Arrest von 48 Stunden 
bis zu sechs Wochen, zu bestrafen, wer die jeweils zulässige Höchstgeschwindig-
keit im Ortsgebiet um mehr als 40 km/h oder außerhalb des Ortsgebiets um mehr 
als 50 km/h überschreitet. 

(3) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe bis zu 
726 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Arrest bis zu zwei Wochen, zu 
bestrafen, 
 a) wer als Lenker eines Fahrzeuges, als Fußgänger, als Reiter oder als Trei-

ber oder Führer von Vieh gegen die Vorschriften dieses Bundesgesetzes 
oder der auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen ver-
stößt und das Verhalten nicht nach den Abs. 1, 1a, 1b, 2, 2a, 2b, 2c, 2d, 
2e oder 4 zu bestrafen ist, 

 b) wer in anderer als der in Abs. 2 lit. a bezeichneten Weise gegen die Best-
immungen des § 4 verstößt, insbesondere die Herbeiholung einer Hilfe 
nicht ermöglicht, den bei einem Verkehrsunfall entstandenen Sachscha-
den nicht meldet oder als Zeuge eines Verkehrsunfalles nicht Hilfe leis-

spurigen Kraftfahrzeug befährt, wenn damit eine Behinderung von Ein-
satzfahrzeugen, Fahrzeugen des Straßendienstes, der Straßenaufsicht o-
der des Pannendienstes verbunden ist, 

 8. verbotenerweise den Pannenstreifen auf der Autobahn mit einem einspu-
rigen Kraftfahrzeug befährt, wenn damit eine Behinderung von Einsatz-
fahrzeugen, Fahrzeugen des Straßendienstes, der Straßenaufsicht oder 
des Pannendienstes verbunden ist, 

 9. trotz Vorliegens der Voraussetzungen keine Rettungsgasse bildet, wenn 
damit eine Behinderung von Einsatzfahrzeugen, Fahrzeugen des Stra-
ßendienstes oder Fahrzeugen des Pannendienstes verbunden ist, 

 10. verbotenerweise eine Rettungsgasse befährt, wenn damit eine Behinde-
rung von Einsatzfahrzeugen, Fahrzeugen des Straßendienstes oder Fahr-
zeugen des Pannendienstes verbunden ist. 

(2d) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe von 70 
bis 2180 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe von 24 Stun-
den bis zu sechs Wochen, zu bestrafen, wer die zulässige Höchstgeschwindigkeit 
um mehr als 30 km/h überschreitet. 

(2e) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe von 
150 bis 2180 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe von 48 
Stunden bis zu sechs Wochen, zu bestrafen, wer die jeweils zulässige Höchstge-
schwindigkeit im Ortsgebiet um mehr als 40 km/h oder außerhalb des Ortsgebiets 
um mehr als 50 km/h überschreitet. 

(3) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe bis zu 
726 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Wo-
chen, zu bestrafen, 
 a) wer als Lenker eines Fahrzeuges, als Fußgänger, als Reiter oder als Trei-

ber oder Führer von Vieh gegen die Vorschriften dieses Bundesgesetzes 
oder der auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen ver-
stößt und das Verhalten nicht nach den Abs. 1, 1a, 1b, 2, 2a, 2b, 2c, 2d, 
2e oder 4 zu bestrafen ist, 

 b) wer in anderer als der in Abs. 2 lit. a bezeichneten Weise gegen die Best-
immungen des § 4 verstößt, insbesondere die Herbeiholung einer Hilfe 
nicht ermöglicht, den bei einem Verkehrsunfall entstandenen Sachscha-
den nicht meldet oder als Zeuge eines Verkehrsunfalles nicht Hilfe leis-
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tet, 

 c) wer die Kennzeichnung „Arzt im Dienst” unbefugt oder zu anderen als 
im § 24 bezeichneten Zwecken gebraucht, 

 d) wer Straßen ohne Bewilligung zu verkehrsfremden Zwecken (X. Ab-
schnitt) benützt, insbesondere ohne Bewilligung eine nach § 82 bewilli-
gungspflichtige Tätigkeit oder Herstellung vornimmt oder ohne Bewilli-
gung sportliche Veranstaltungen nach § 64 abhält, 

 e) wer sich an Fahrzeuge anhängt, um sich ziehen zu lassen, 
 f) wer Tiere während der Fahrt an einer Leine hält oder an Fahrzeuge an-

hängt, um sie mitlaufen zu lassen, ausgenommen die Fälle des § 74 
Abs. 3, 

 g) wer Straßenbenützer blendet, 
 h) wer als Besitzer eines Fuhrwerkes dieses einem anderen in unvor-

schriftsmäßigem Zustand zum Betrieb überläßt, 
 i) wer beim Betrieb eines Fahrzeuges oder bei einer Ladetätigkeit vermeid-

baren Lärm erregt oder sonst gegen die in diesem Bundesgesetz oder in 
Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes enthaltenen Bestim-
mungen zum Schutze vor Lärmbelästigung, z. B. gegen § 69, verstößt, 

 j) wer in anderer als der in lit. a bis h sowie in den Abs. 1, 1a, 1b, 2, 2a, 2b, 
2c und 4 bezeichneten Weise Gebote, Verbote oder Beschränkungen so-
wie Auflagen, Bedingungen oder Fristen in Bescheiden nicht beachtet, 

 k) wer durch Arbeiten auf oder neben der Straße entgegen den Bestimmun-
gen des § 90 den Straßenverkehr beeinträchtigt. 

(4) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe bis zu 
72 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Arrest bis zu 48 Stunden, zu bestra-
fen, 
 a) wer auf fahrende Fahrzeuge aufspringt oder von ihnen abspringt, 
 b) wer Erwerbstätigkeiten auf Straßen entgegen den Bestimmungen des 

§ 85 Abs. 1 ausübt oder durch Arbeiten an Schaufenstern den Verkehr 
behindert (§ 85 Abs. 2), 

 c) wer Versammlungen, öffentliche oder ortsübliche Umzüge, volkstümli-
che Feste, Prozessionen und Leichenbegängnisse nicht gemäß § 86 an-
zeigt, 

tet, 
 c) wer die Kennzeichnung „Arzt im Dienst”, „Mobile Hauskrankenpflege 

im Dienst“, „Feuerwehr“ oder „Hebamme im Dienst“ unbefugt oder zu 
anderen als im § 24 bezeichneten Zwecken gebraucht, 

 d) wer Straßen ohne Bewilligung zu verkehrsfremden Zwecken (X. Ab-
schnitt) benützt, insbesondere ohne Bewilligung eine nach § 82 bewilli-
gungspflichtige Tätigkeit oder Herstellung vornimmt oder ohne Bewilli-
gung sportliche Veranstaltungen nach § 64 abhält, 

 e) wer sich an Fahrzeuge anhängt, um sich ziehen zu lassen, 
 f) wer Tiere während der Fahrt an einer Leine hält oder an Fahrzeuge an-

hängt, um sie mitlaufen zu lassen, ausgenommen die Fälle des § 74 
Abs. 3, 

 g) wer Straßenbenützer blendet, 
 h) wer als Besitzer eines Fuhrwerkes dieses einem anderen in unvor-

schriftsmäßigem Zustand zum Betrieb überläßt, 
 i) wer beim Betrieb eines Fahrzeuges oder bei einer Ladetätigkeit vermeid-

baren Lärm erregt oder sonst gegen die in diesem Bundesgesetz oder in 
Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes enthaltenen Bestim-
mungen zum Schutze vor Lärmbelästigung, z. B. gegen § 69, verstößt, 

 j) wer in anderer als der in lit. a bis h sowie in den Abs. 1, 1a, 1b, 2, 2a, 2b, 
2c und 4 bezeichneten Weise Gebote, Verbote oder Beschränkungen so-
wie Auflagen, Bedingungen oder Fristen in Bescheiden nicht beachtet, 

 k) wer durch Arbeiten auf oder neben der Straße entgegen den Bestimmun-
gen des § 90 den Straßenverkehr beeinträchtigt. 

(4) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe bis zu 
72 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu 48 Stunden, zu 
bestrafen, 
 a) wer auf fahrende Fahrzeuge aufspringt oder von ihnen abspringt, 
 b) wer Erwerbstätigkeiten auf Straßen entgegen den Bestimmungen des 

§ 85 Abs. 1 ausübt oder durch Arbeiten an Schaufenstern den Verkehr 
behindert (§ 85 Abs. 2), 

 c) wer Versammlungen, öffentliche oder ortsübliche Umzüge, volkstümli-
che Feste, Prozessionen und Leichenbegängnisse nicht gemäß § 86 an-
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 d) wer auf Straßen trotz Verbot Wintersport betreibt, 
 e) wer durch Spiele auf oder neben der Straße oder sonst gegen die Best-

immungen des § 88 verstößt oder als gesetzlicher Vertreter von Kindern 
zuläßt, dass sie gegen diese Bestimmungen verstoßen, 

 f) wer an Einfriedungen spitze Gegenstände anbringt oder frisch gestriche-
ne Gegenstände nicht kenntlich macht (§ 91), 

 g) wer Straßen gröblich verunreinigt oder als Besitzer oder Verwahrer eines 
Hundes die in § 92 bezeichnete Sorgfaltpflicht verletzt, 

 h) wer entgegen der sich für ihn aus § 93 ergebenden Verpflichtung nicht 
für die Säuberung oder Bestreuung der Straße sorgt, 

 i) (Anm.: aufgehoben durch BGBl. Nr. 518/1994) 

zeigt, 
 d) wer auf Straßen trotz Verbot Wintersport betreibt, 
 e) wer durch Spiele auf oder neben der Straße oder sonst gegen die Best-

immungen des § 88 verstößt oder als gesetzlicher Vertreter von Kindern 
zuläßt, dass sie gegen diese Bestimmungen verstoßen, 

 f) wer an Einfriedungen spitze Gegenstände anbringt oder frisch gestriche-
ne Gegenstände nicht kenntlich macht (§ 91), 

 g) wer Straßen gröblich verunreinigt oder als Besitzer oder Verwahrer eines 
Hundes die in § 92 bezeichnete Sorgfaltpflicht verletzt, 

 h) wer entgegen der sich für ihn aus § 93 ergebenden Verpflichtung nicht 
für die Säuberung oder Bestreuung der Straße sorgt, 

 i) (Anm.: aufgehoben durch BGBl. Nr. 518/1994) 
(4a) Wer als Radfahrer die in § 68 Abs. 3 lit. e angeführte Verpflichtung 

nicht erfüllt, begeht, wenn dies bei einer Anhaltung gemäß § 97 Abs. 5 
StVO 1960 festgestellt wird, eine Verwaltungsübertretung, welche mit einer Or-
ganstrafverfügung gemäß § 50 VStG mit einer Geldstrafe von 50 Euro zu ahnden 
ist. Wenn die Zahlung des Strafbetrages verweigert wird, ist von der Behörde eine 
Geldstrafe bis zu 72 Euro, im Falle der Uneinbringlichkeit eine Freiheitsstrafe bis 
zu 24 Stunden, zu verhängen. 

§ 100. (1) Ist eine Person einer Verwaltungsübertretung nach § 99 schuldig, 
derentwegen sie bereits einmal bestraft worden ist, so kann an Stelle der Geldstra-
fe eine Arreststrafe im Ausmaß der für die betreffende Tat angedrohten Ersatz-
freiheitsstrafe verhängt werden; ist eine solche Person bereits zweimal bestraft 
worden, so können Geld- und Arreststrafe auch nebeneinander verhängt werden. 
Bei Übertretungen nach § 99 Abs. 3 und 4 ist die Verhängung einer Arreststrafe 
nach den vorstehenden Bestimmungen aber nur zulässig, wenn es ihrer bedarf, 
um die betreffende Person von weiteren Verwaltungsübertretungen der gleichen 
Art abzuhalten. 

(2) bis (5d) unverändert 
(6) Die Behörde hat im Straferkenntnis im Sinne des § 57 Verwaltungsstraf-

gesetz 1950 auch über die aus einer Übertretung nach § 99 abgeleiteten privat-
rechtlichen Ansprüche des Straßenerhalters gegen den Beschuldigten zu entschei-
den. 

§ 100. (1) Ist eine Person einer Verwaltungsübertretung nach § 99 schuldig, 
derentwegen sie bereits einmal bestraft worden ist, so kann an Stelle der Geldstra-
fe eine Freiheitsstrafe im Ausmaß der für die betreffende Tat angedrohten Ersatz-
freiheitsstrafe verhängt werden; ist eine solche Person bereits zweimal bestraft 
worden, so können die Geldstrafe und die Freiheitsstrafe auch nebeneinander 
verhängt werden. Bei Übertretungen nach § 99 Abs. 3 und 4 ist die Verhängung 
einer Freiheitsstrafe nach den vorstehenden Bestimmungen aber nur zulässig, 
wenn es ihrer bedarf, um die betreffende Person von weiteren Verwaltungsüber-
tretungen der gleichen Art abzuhalten. 

(2) bis (5d) unverändert 
(6) Die Behörde hat im Straferkenntnis im Sinne des § 57 Verwaltungsstraf-

gesetzes 1991 – VStG 1991, BGBl. Nr. 52/1991, auch über die aus einer Übertre-
tung nach § 99 abgeleiteten privatrechtlichen Ansprüche des Straßenerhalters 
gegen den Beschuldigten zu entscheiden. 
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(7) bis (10) unverändert (7) bis (10) unverändert 
§ 101. (1) Wer als Lenker eines Fahrzeuges wegen einer Übertretung dieses 

Bundesgesetzes bestraft oder ermahnt (§ 21 Verwaltungsstrafgesetz 1950) wurde, 
kann von der Behörde seines Hauptwohnsitzes durch Bescheid zur Teilnahme an 
einem von ihr abzuhaltenden Verkehrsunterricht bis zu einer Gesamtdauer von 
sechs Stunden verpflichtet werden, wenn sein Verhalten im Straßenverkehr insbe-
sondere mit Rücksicht auf wiederholte Beanstandungen vermuten läßt, dass er die 
Verkehrsvorschriften nicht beherrscht. 

(2) unverändert 
(3) Der Verkehrsunterricht kann auch an Sonn- oder Feiertagen abgehalten 

werden, darf aber an solchen Tagen nicht länger als zwei Stunden dauern. Die 
Bestimmung des § 20 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950 ist 
anzuwenden. 

§ 101. (1) Wer als Lenker eines Fahrzeuges wegen einer Übertretung dieses 
Bundesgesetzes bestraft oder ermahnt (§ 21 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 – 
VStG, BGBl. Nr. 52/1991) wurde, kann von der Behörde seines Hauptwohnsitzes 
durch Bescheid zur Teilnahme an einem von ihr abzuhaltenden Verkehrsunter-
richt bis zu einer Gesamtdauer von sechs Stunden verpflichtet werden, wenn sein 
Verhalten im Straßenverkehr insbesondere mit Rücksicht auf wiederholte Bean-
standungen vermuten läßt, dass er die Verkehrsvorschriften nicht beherrscht. 

(2) unverändert 
(3) Der Verkehrsunterricht kann auch an Sonn- oder Feiertagen abgehalten 

werden, darf aber an solchen Tagen nicht länger als zwei Stunden dauern. Die 
Bestimmung des § 20 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 – 
AVG, BGBl. Nr. 51/1991, ist anzuwenden. 

§ 103. (1) bis (11) unverändert § 103. (1) bis (11) unverändert 
(12) § 2 Abs. 1 Z 2a, § 8b Abs. 1, § 23 Abs. 2a, § 24 Abs. 5c, § 26a Abs. 1, 

§ 42 Abs. 3, § 43 Abs. 1a, § 44 Abs. 4, § 44b Abs. 3, § 48 Abs. 5, § 53 Abs. 1 
Z 9e bis 9g und 26 bis 29, § 67, § 68 Abs. 1a, Abs. 2 und Abs. 3 lit. d und e, 
§ 76c, § 83 Abs. 2, § 88a Abs. 1 Z 2 und Abs. 3, § 89a Abs. 5, § 90 Abs. 4, § 92 
Abs. 2, § 94d Z 8b und 8c, § 98 Abs. 1, § 99 Abs. 1 bis 4a, § 100 Abs. 1 und 6 
und § 101 Abs. 1 und 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. ………….. treten mit 31. März 2013 in Kraft. 

(13) Die Überschrift zu § 29b sowie dessen Abs. 1 und 6, § 43 Abs. 1 lit. d, 
§ 94b Abs. 2 lit. a und § 105 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. ………… treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft. Mit demselben Zeitpunkt tritt 
die Verordnung des Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technologie 
über den Ausweis für dauernd stark gehbehinderte Personen (Gehbehinderten-
ausweisverordnung), BGBl. II Nr. 252/2000, außer Kraft. 

(14) (Verfassungsbestimmung) § 29b Abs. 1a und § 105 Abs. 5 in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. …..……... treten mit 1. Jänner 2014 in 
Kraft. 

§ 105. (1) und (2) unverändert 
(3) Soweit die Vollziehung dieses Bundesgesetzes den Ländern zusteht, ob-

§ 105. (1) und (2) unverändert 
(3) Soweit die Vollziehung dieses Bundesgesetzes den Ländern zusteht, ob-
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liegt sie den Landesregierungen, im übrigen, soweit sich aus den Abs. 1 und 2 
nichts anderes ergibt, dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und Techno-
logie. 

(4) unverändert 

liegt sie den Landesregierungen, im Übrigen, soweit sich aus den Abs. 1 und 2 
und aus § 29b Abs. 1 nicht anderes ergibt, der Bundesministerin bzw. dem Bun-
desminister für Verkehr, Innovation und Technologie. 

(4) unverändert 
(5) (Verfassungsbestimmung) Mit der Vollziehung des § 29b Abs. 1a ist die 

Bundesregierung betraut. 
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